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Tobagos sowie anderer Entwicklungsländer teilten diese 
Auffassung und unterstrichen, daß eine Berufung auf Not­
stand auch dann möglich sein sollte, wenn eine völker­
rechtliche Verpflichtung zur Bezahlung von Schulden nicht 
eingehalten werden kann, da in bestimmten Fällen die Be­
zahlung der hohen Auslandsschulden von Entwicklungs­
ländern zum Staatsbankrott dieser Länder und damit zum 
Zusammenbruch ihrer Wirtschaft führen könne. Diese Auf­
fassung stieß auf den entschiedenen Widerstand der Ver­
treter der BRD, Japans und anderer imperialistischer Staa­
ten.

Kritisch äußerten sich die Vertreter der sozialistischen 
Staaten sowie Indiens, Mexikos, Kuweits und anderer Ent­
wicklungsländer zu dem von der ILC vorgelegten Artikel­
entwurf zur Selbstverteidigung, der folgendermaßen lautet: 
„Die Rechtswidrigkeit der Handlung eines Staates, die nicht 
in Übereinstimmung mit einer internationalen Verpflich­
tung dieses Staates steht, ist ausgeschlossen, wenn diese 
Handlung eine rechtmäßige Maßnahme der Selbstvertei­
digung in Übereinstimmung mit der Charta der Vereinten 
Nationen darstellt.“14

Die Formulierung „rechtmäßige Maßnahme der Selbst­
verteidigung“ ist irreführend, weil damit auch die Mög­
lichkeit von unrechtmäßigen Maßnahmen der Selbstvertei­
digung vorausgesetzt wird. Auch die generelle Bezugnahme 
des ILC-Entwurfs auf die UN-Charta kann zu falschen In­
terpretationen führen. Es ist unbedingt notwendig klarzu­
stellen, daß Maßnahmen der Selbstverteidigung nur bei 
Vorliegen der in Art. 51 der UN-Charta genannten Voraus­
setzungen zulässig sind. Der Vertreter der UdSSR schlug 
deshalb vor, den Artikelentwurf der ILC durch folgende 
Formulierung zu ersetzen: „Die Selbstverteidigung eines 
Staates in Übereinstimmung mit Art. 51 der Charta der 
Vereinten Nationen schließt die Rechtswidrigkeit einer 
Handlung dieses Staates aus, die eine Maßnahme der 
Selbstverteidigung darstellt.“45

In ihrer weiteren Arbeit wird sich die ILC mit dem In­
halt, den Formen und den Graden der völkerrechtlichen 
Verantwortlichkeit befassen, die sich aus den im Teil I der 
Artikelentwürfe behandelten Rechtsverletzungen ergeben. 
Ausgangspunkt der Arbeit muß dabei sein, daß die durch 
die Rechtsverletzung ausgelösten Rechtsfolgen — wenn auch 
auf unterschiedliche Weise — der Durchsetzung der ur­
sprünglichen, der verletzten völkerrechtlichen Verpflich­
tung dienen müssen.16

Zur Nachfolge in Staatsarchive

Die Artikelentwürfe zur Regelung der Nachfolge in Staats­
archive, die den Entwurf über die Staatennachfolge in an­
dere Materien als Verträge17 komplettieren, fanden die 
prinzipielle Zustimmung der großen Mehrheit der an der 
Debatte teilnehmenden Staatenvertreter. Dabei wurde da­
von ausgegangen, daß die Nachfolge in Staatsarchive in 
erster Linie durch Übereinkommen zwischen dem Vorgän­
ger- und dem Nachfolgestaat geregelt werden sollte, sofern 
der Vorgängerstaat nicht untergegangen ist. Die in den 
Artikelentwürfen enthaltenen Kriterien für die Pflicht zur 
Übergabe von Staatsarchiven im Falle des Staatswechsels 
sind insgesamt geeignet, praktikable Kompromißlösungen 
herbeizuführen.

Dabei war zu beachten, daß insbesondere Verwaltungs­
archive ein wesentliches Instrument zur staatlichen Lei­
tung eines Territoriums darstellen, also die Verbindung 
eines Archivs zu einem bestimmten Territorium möglichst 
nicht zerrissen werden sollte. Zugleich mußte dem in lang­
jähriger Staatenpraxis nachweisbaren Grundsatz der Be­
wahrung historisch gewachsener Archive, d. h. ihrer Un­
teilbarkeit, Rechnung getragen werden. Zu berücksichtigen 
war auch der eigenständige Charakter der Staatsarchive, 
die einerseits eine spezielle Kategorie und einen notwendi­
gen Bestandteil des Staatsvermögens darstellen, anderer­
seits in zahlreichen Fällen (vor allem bei historischen Ar­
chiven) zum nationalen Kulturgut eines Staates gehören.

Auf Grund dieses Doppelcharakters sollten die Bestimmun­
gen über die Nachfolge in Staatsarchive einen selbständigen 
Teil einer künftigen „Konvention über die Staatennach­
folge in andere Materien als Verträge“ bilden.

Zur gerichtlichen Immunität der Staaten
und ihres Eigentums

Die Respektierung der Immunität des Staates und seines 
Eigentums gegenüber der Jurisdiktion jedes anderen Staa­
tes ist von elementarer völkerrechtlicher, politischer und 
wirtschaftlicher Bedeutung für die gleichberechtigte Zu­
sammenarbeit der Staaten. Die UN-Vollversammlung emp­
fahl deshalb in ihrer Resolution 32/151 vom 19. Dezember 
1977 der ILC, die Arbeiten zum Problem der gerichtlichen 
Immunität der Staaten und ihres Eigentums aufzunehmen.

Der von der ILC eingesetzte Spezialberichterstatter legte 
auf der jüngsten ILC-Tagung die ersten Artikelentwürfe 
vor. Sie berücksichtigten nicht, daß aus dem völkerrecht­
lichen Grundprinzip der souveränen Gleichheit der Staaten 
zwingend die generelle Immunität des Staates gegenüber 
der Jurisdiktion eines anderen Staates folgt und daß der 
souveränen Gleichheit der Staaten die gleiche Immunität 
aller Staaten entspricht. Vielmehr gehen die Artikelent­
würfe davon aus, daß eine Vereinbarung der Staaten die 
Voraussetzung für die gegenseitige Gewährung der ge­
richtlichen Immunität schaffen muß.

Dieses Konzept wurde von den Vertretern der UdSSR 
und anderer Staaten scharf kritisiert. Der Vertreter der 
DDR legte dar, daß die Immunität gegenüber der Juris­
diktion eines anderen Staates jedem Staat grundsätzlich 
für alle seine Aktivitäten zusteht, die er legal im Souverä­
nitätsbereich eines anderen Staates ausübt. Diese Immu­
nität besteht gegenüber allen Maßnahmen des anderen 
Staates zur konkreten Verwirklichung seiner Staatsgewalt, 
sie schränkt jedoch die Geltung des materiellen Rechts des 
anderen Staates in dessen Souveränitätsbereich nicht ein. 
„Nur jeder Staat selbst kann entscheiden, ob er für be­
stimmte Tätigkeiten, die er in Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht im Souveränitätsbereich eines anderen Staates 
ausübt, generell oder im Einzelfall auf die Inanspruch­
nahme seines Rechts auf Immunität verzichtet und in wel­
cher Rechtsform, z. B. durch Beitritt zu entsprechenden mul­
tilateralen Abkommen, durch bilaterale Vereinbarungen 
oder einseitige (innerstaatliche) Rechtsakte, er dies tut. Jede 
Entscheidung irgendwelcher Gerichts- oder sonstiger Or­
gane eines anderen Staates über diese Frage würde ihn und 
seine Souveränität der Souveränität dieses anderen Staates 
unterordnen und damit gegen das Prinzip der souveränen 
Gleichheit verstoßen. Das gilt für den sozialistischen Staat 
insbesondere auch für die Ausübung wirtschaftlicher Tätig­
keiten.“16

Die Vertreter der DDR und der CSSR wiesen ferner 
darauf hin, daß eine Unterscheidung der Tätigkeiten der 
sozialistischen Staaten in „hoheitliche“ und „nichthoheit­
liche“ (acta juris imperii und acta juris gestionis) nicht mög­
lich ist; denn der sozialistische Staat als Einheit von politi­
scher Organisation des Volkes und kollektivem Eigentümer 
des Volkseigentums verwirklicht in seiner gesamten Tätig­
keit die Einheit von Politik und Ökonomie.19

Bei den weiteren Kodifikationsarbeiten zur gerichtlichen 
Immunität der Staaten und ihres Eigentums ist es uner­
läßlich, die Rechtsposition der sozialistischen Staaten20 voll 
zu berücksichtigen, da dies eine wesentliche Vorausset­
zung dafür ist, daß eine künftige Konvention zu diesem 
Gegenstand weltweite Anwendung finden kann.

Prinzipien und Normen des Völkerrechts 
zur neuen internationalen Wirtschaftsordnung

Nachdem die Philippinen 1976 den Entwurf einer „Konven­
tion über die Prinzipien und Normen eines internationalen 
ökonomischen Entwicklungsrechts'121 vorgelegt hatten, war 
diese Probiematik auf der 34. Tagung der UN-Vollversamm­
lung erstmalig substantiell behandelt worden.22 Auf der


